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Entwurf eines Gesetzes über die am 26. August 1952 
in Bonn Unterzeichneten drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die deutschen Vermögenswerte in 
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Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das ehemalige 
Deutsche Reich und zum deutsdien Lastenausgleich 

- Nr. 3940 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Wellhausen 

Antrag des Ausschusses : 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die am 26. August 1952 in Bonn 
unterzcidineten drei Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, über die Regelung 
der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 
ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen Lastenausgleich — 
Nr. 3940 der Drucksachen — mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen; 

2, die folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß in 
den Ausführungsbestimmungen zu den Abkommen für die Be- 
wertung des Vermögens zum Zwecke der Beredinung der frei- 
willigen Abgabe nach Artikel 4 und der Freigrenze nach Artikel 5 
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerisdien Eidgenossenschaft über die deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz der Stand des Vermögens am 31. De- 
zember 1947 zugrunde gelegt wird. 

Bonn, den 29. Januar 1953 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
Dr. Wellhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die am 26. August 1952 in Bonn Unterzeichneten drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland und der Schweizerisdien 
Eidgenossenschaft über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
über die Regelung der Forderungen der Sdiweizerisdien Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsdie Reich und zum deutschen Lasten ausgleidi 

- Nr. 3940 der Drudtsachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 3 

(1) Für Vermögenswerte in der Schweiz, 
die gemäß Artikel 3, 4 oder 6 des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz auf Grund freiwilliger Lei- 
stung eines Beitrages durch ihre Eigentümer 
frei werden, gelten die Ausgleichsabgaben 
nach dem Lastenausgleidisgesetz vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 446) 
durch den geleisteten Beitrag als abgegolten. 
Vermögenswerte in der Schweiz, die gemäß 
Artikel 5 oder 6 des Abkommens über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
ohne Leistung eines Beitrages frei werden, 
unterliegen nicht den vorgenannten Aus- 
gleichsabgaben. 

(2) Die auf die in Absatz 1 genannten 
Vermögenswerte bis zum 31. Dezember 1952 
etwa entstandenen und noch nicht gezahlten 
Ertrag- und Vermögensteuern werden nicht 
erhoben. Auf die Einkünfte, die sich auf die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1952 beziehen, 
aber infolge der Vermögenssperre erst nach 
diesem Stichtag dem Steuerpflichtigen zu- 
fließen, ist § 34 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes entsprechend anzuwenden. Der 
freiwillige Beitrag im Sinne der Artikel 3, 4 
oder 6 des Abkommens ist bei den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag nicht abzugs- 
fähig. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 3 

(1) unverändert 


(2) Die auf die in Absatz 1 genannten 
Vermögenswerte bis zum 31. Dezember 1952 
etwa entstandenen und noch nicht gezahlten 
Ertrag- und Vermögensteuern werden nicht 
erhoben. Auf die Einkünfte, die sich auf die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1952 beziehen, 
aber infolge der Vermögenssperre erst nach 
diesem Stichtag dem Steuerpflichtigen zu- 
fließen, ist auf Antrag bei Einkommensteuer- 
pflichtigen § 34 Abs. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes entsprechend anzuwenden und bei 
Körperschaftsteuerpflichtigen die auf die Ein- 
künfte entfallende Körperschaftsteuer auf ein 
Viertel zu ermäßigen. Der freiwillige Beitrag 
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Entwurf 


(3) Gegen die Eigentümer der in Absatz 1 
genannten Vermögenswerte werden Straf- 
verfahren wegen der in Bezug auf diese Werte 
begangeneni Steuervergehen weder einge- 
leitet noch durchgeführt, wenn diese Ver- 
mögenswerte innerhalb von zwei Monaten 
nach Inkrafttreten des in § 1 Ziff. 1 be- 
zeichneten Abkommens der deutschen Finanz- 
behörde gemeldet werden und dem Eigen- 
tümer oder seinem Vertreter die Einleitung 
einer steuerstrafrechtlichen Untersuchung 
nicht vorher eröffnet worden war. 

(4) Hinsichtlich der in Absatz 1 genann- 
ten Vermögenswerte bleibt die Verpflich- 
tung zur Anmeldung gemäß Artikel II der 
Devisenbewirtschaftungsgesetze unberührt; 
die Frist zur Anmeldung beginnt einen 
Monat nach Inkrafttreten des in § 1 Ziff. 1 
bezeichneten Abkommens zu laufen. Eine 
Verfolgung wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die Devisenbewirtschaftungsgesetze findet 
nicht statt, soweit der Verpflichtung zur An- 
meldung im Sinne dieses Absatzes genügt 
wird. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

im Sinne der Artikel 3, 4 oder 6 des Abkom- 
mens ist bei den Steuern vom Einkommen 
und Ertrag nicht abzugsfähig. 

(3) unverändert 


(4) Hinsichtlich der in Absatz 1 genann- 
ten Vermögenswerte bleibt die Verpflich- 
tung zur Anmeldung gemäß Artikel II der 
Devisenbewirtschaftungsgesetze im Sinne des 
Artikels I des AHK-Gesetzes Nr, 33 unbe- 
rührt; die Frist zur Anmeldung beginnt einen 
Monat nadi Inkrafttreten des in § 1 Ziff. 1 
bezeichneten Abkommens zu laufen. Eine 
Verfolgung wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die Devisenbewirtschaftungsgesetze findet 
nicht statt, soweit der Verpflichtung zur An- 
meldung im Sinne dieses Absatzes genügt 
wird. 
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